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Frank Pfaff

WIRTSCHAFT

Vorpommern-Rat hat viele Forderungen an Schwesig

Im östlichen Landesteil hinkt die Entwicklung oft hinterher. Das schafft Unmut bei den Bür-
gern, die das bei Wahlen die Regierungsparteien auch spüren ließen. Der daraufhin berufene
Vorpommern-Rat legte nun ein Strategie-Konzept vor.

Der Landesteil Vorpommern soll für Ansiedlung und
Erweiterung von Unternehmen weiter Höchstförder-
gebiet bleiben, beim Einsatz der Mittel mehr ei-
gene Befugnisse bekommen und besser an das
überregionale Verkehrsnetz angebundenwerden. Das
sind Kernforderungen aus dem Strategiepapier des
Vorpommern-Rats, den das Gremium am Samstag in
Greifswald an Ministerpräsidentin Manuela Schwesig
(SPD) übergeben hat. Es bleibe „wichtigste Aufgabe,
die Wirtschaftskraft weiter zu stärken, bestehende Ar-
beitsplätze zu erhalten und neue anzusiedeln“, heißt
es in dem 100-seitigen Katalog, der Bilanz und Aus-
blick zugleich ist.

Förderpolitik aus der Landesregierung heraus sei
„manchmal weit entfernt von den Bedarfen“, konsta-
tieren die Verfasser der Vorpommern-Strategie. Des-
halb sollten Entscheidungen häufiger in die Hände
der Verwaltungen vor Ort gegeben und die regionalen
Förderbudgets aufgestockt werden. Die Häfen seien
verstärkt zuGewerbestandorten auszubauen, dieWer-
bung um weitere Neuansiedlungen in Zukunftsbran-
chen wie Biotechnologie und Gesundheitswirtschaft
zu intensivieren, heißt es in dem Papier.

Auch traditionelle Bereiche sollen unterstützt werden.
„Zur Sicherung der einheimischen Fischerei wird ein
Gesamtkonzept entwickelt, bei dem die Verbindung
mit Tourismus, Gastronomie, Traditionspflege, Verar-
beitung und Vermarktung ein Überleben dieses regio-
nal prägenden Berufszweiges ermöglicht“, heißt es.
Dem Tourismus wird in dem Strategiepapier größte
Bedeutung beigemessen, wobei Potenzial vor allem
noch imHinterland der Küstenregionen gesehenwird.

Die Verfasser fordern eine Stärkung der grenzüber-
schreitenden Metropolregion Stettin (Szczecin) auch
mit Hilfe von Landesmitteln, Bundes- und Landesbe-
hörden sollen in Vorpommern angesiedelt werden.

Der Vorpommern-Rat mahnt ein verbessertes Ange-
bot imNahverkehr an und dringt unter der Überschrift
„Auf der Schiene deutlich zulegen“ auf einen Aus-
bau der Verkehrsinfrastruktur. So soll die Darßbahn
möglichst rasch reaktiviert und der Wiederaufbau der
im Zweiten Weltkrieg zerstörten Karniner Eisenbahn-
brücke am Stettiner Haff vorangetrieben werden. Der
Bund hatte zuletzt 2015 die Aufnahme des Millionen-
Projekts, mit dem sich die Zug-Fahrzeit von Berlin in
den Süden der Insel Usedom halbieren würde, abge-
lehnt. Das Land stellte aber 2,8 Millionen Euro für Vor-
planungen bereit.

Schwesig verwies darauf, dass die Landesregie-
rung bereits in der zu Ende gehenden Wahlperiode
einen besonderen Schwerpunkt auf die Entwick-
lung Vorpommerns gelegt habe. „Denn wir wissen:
Mecklenburg-Vorpommernwird insgesamt nur voran-
kommen, wenn sich beide Landesteile, Mecklenburg
und Vorpommern, gut entwickeln“, erklärte sie.

Der Vorpommern-Rat habe nach ausgiebigem Dialog
mit den Bürgern viele gute Ideen für die weitere Ent-
wicklung Vorpommerns bis 2030 zusammengetragen.
Die Strategie setze richtigerweise bei der wirtschaftli-
chen Entwicklung und der Schaffung und Sicherung
von guten Arbeitsplätzen an. Vorpommern habe gu-
te Chancen, die größte bestehe sicherlich darin, dass
Vorpommern Teil einer grenzübergreifenden Metro-
polregion Stettin wird, so Schwesig.

Zur Wahrung des sozialen Zusammenhalts in der Re-
gion habe auch die Unterstützung lokaler Projektemit
Mitteln des Vorpommern-Fonds beigetragen. Den An-
gaben zufolge wurden in den vergangenen fünf Jah-
ren 942 Vorhaben mit Zuschüssen in Höhe von insge-
samt 10,5 Millionen Euro gefördert. Die damit ange-
schobenen Gesamtinvestitionen wurden mit 68,5 Mil-
lionen Euro angegeben.
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Die oppositionelle Linke indes sprach von einer dürf-
tigen Vorpommern-Bilanz der Landesregierung. Zwar
seien viele Förderschecks verteilt worden, über die
sich die Empfänger freuen könnten. „DieMenschen er-
warten allerdings eine weitaus wirksamere und nach-
haltige Politik. Ein Kardinalfehler war, dass sich der
Staat immer mehr aus dem ländlichen Raum zurück-
gezogen hat - ob das Finanzamt, das Amtsgericht oder
die Polizeistation“, konstatierte Linksfraktionschefin

Simone Oldenburg. Strukturschwache Regionen ins-
gesamtmüssten stärker in denFokusder Landesregie-
rung rücken.

Der FDP-Landesvorsitzende René Domke kritisierte
das Wirken von Vorpommern-Staatssekretär Patrick
Dahlemann (SPD). „Es braucht keinen Staatssekretär,
um die Bescheide von Fördermitteln zu überreichen:
Da ist die Post deutlich schneller und günstiger für den
Steuerzahler“, sagte Domke.
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Celina Aniol

RHEINSBERG

KKW: von Krebsrate bis Stadtpsyche

Junge Generation blickt in einem neuen Buch auf die Auswirkungen der Atomindustrie, das
Kernkraftwerk Rheinsberg steht dabei imMittelpunkt ihrer Untersuchungen

Der Atomausstieg gilt in Deutschland als beschlossen.
„Ist Kernenergie dadurch aber alter Quark?“, fragt Jörg
Möller. „Das glaube ich nicht, wir werden uns damit
noch Jahrzehnte beschäftigen.“

Möller weiß, wovon er spricht. Denn der Rheinsber-
ger hat bis vor Kurzem im Kernkraftwerk (KKW) sei-
ner Stadt gearbeitet. Dieses ist zwar längst abgeschal-
tet. Bis es aber abgebaut ist, wird es noch lange dau-
ern. Und er ist der Chef des Stadtgeschichtevereins,
der sich darum bemüht, das KKW-Zeitalter in Rheins-
berg zu dokumentieren.

Frei von Vorurteilen ist die Debatte zum Thema Kern-
kraft aber keineswegs, sagt Möller. Denn die heute
20-Jährigen - diejenigen also, die bald die Entschei-
derpositionen einnehmen werden - seien in einem
Klima aufgewachsen, das den Ausstieg als den ein-
zig richtigen Weg vorzeichnet. „Ich kann nicht das
Schwarzeweißmachen, aber ich kannmir das Für und
Wider genauer anschauen, statt alles nur zu verteu-
feln“, sagt er.

Genau diesen Aufklärungsversuch hat sein Verein ge-
startet. In Zusammenarbeit mit der Technischen Uni-
versität Berlin und der Medizinischen Hochschule
Brandenburg in Neuruppin entstand ein Buch, in dem
sich vor allem die junge Generation mit dem Thema
kritisch auseinandersetzt.

In „KernkraftwerkRheinsberg. GeschichteundZukunft
einer Technik“, das vom Berliner Verein „Orte der
Geschichte“ herausgegeben wurde, geht es um die
Anti-Atomkraftwerk-Bewegung, um Probleme beim
Rückbau des KKWs, um alternative Energieerzeugung
in der Region, um Denkmalschutz am Rheinsberger
Standort, aber auch ummögliche Umwelt- und Strah-
lenschäden.

Die jungen Autoren werfen zudem einen Blick auf die

Reaktorkatastrophen in Fukushima und Tschernobyl
sowie auf die öffentlicheMeinung zurKernenergie. Da-
neben haben sie eine virtuelle Ausstellung erarbeitet,
die sich mit dem Rheinsberger Werk beschäftigt. Die
Hochschulrektorenkonferenz hat diese gefördert.

Die Studenten haben - angeleitet von Andreas Jütte-
mann, der an beiden Forschungsstandorten arbeite-
te - zum Beispiel untersucht, wie sich die Krebsrate im
Umfeld des KKW Rheinsberg entwickelt hat. „Und sie
habenüberhaupt keinenAusreißer nachoben feststel-
len können“, berichtet Möller, der auch einen Beitrag
für das Buch verfasst hat. Darin geht es um die Frage,
wie das Rheinsberger Haus der Stadtgeschichte die
KKW-Geschichte in Rheinsberg verarbeiten soll.

Trotz dieser Voreingenommenheit wagt der Vereins-
chef ein klares Votum für das Buch. „Die jungen Leu-
te stellen unvoreingenommen Fragen zu dem Thema
und beleuchten sie kritisch“, sagt Möller. „Es unter-
scheidet sich stark von den hunderten Büchern, die es
schon gibt, die aber meistens ganz klar eine Linie ver-
folgen.“ In dem neuen Werk hingegen werden Beden-
ken geäußert und überprüft und Fakten auf den Tisch
gelegt - ohne, dass am Ende ein Fazit gezogen wird.

Möller freut sich über die Veröffentlichung - sie hat
ihn aber auch ein bisschen in die Bredouille gebracht.
Denn ursprünglich sollten die Studenten eine der vier
Themensäulen entwickeln, die künftig im Rheinsber-
ger Haus der Stadtgeschichte als Dauerausstellung zu
sehen sein werden: die Kernkrafttechnik.

Wegen Corona ging das aber nicht: Der Besuch der
Ausstellungsräume war für die Berliner Studenten in
der Pandemiezeit kaummöglich. Um die Zusammen-
arbeit nicht völlig gegen die Wand fahren zu lassen,
haben die Studenten Beiträge für das Buch geschrie-
ben. Nun muss das Museum erneut nach jemandem
suchen, der den KKW-Part der Dauerausstellung ge-
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staltet.

In den Vereinsräumen soll es vor allem umdie Auswir-
kungen derKKW-Ansiedlung auf die frühere Ackerbür-
gerstadt gehen. Dabei aber nicht um eine rein histori-
sche Betrachtung, sondern vielmehr auch ums Scan-
nen der Stadtpsyche bis zum heutigen Tag.

Klar habe das Werk früher eine größere Strahlkraft ge-
habt als jetzt. Schließlich haben dort 1989 rund 580
Menschen der 5500-Einwohner-Stadt gearbeitet und
heute sindbeimAbbaudesStandortsnicht einmal 150
Mitarbeiter beschäftigt. „Die Rest-Ressentiments sind
deutlich geringer - aber es gibt sie noch.“

Um die technische Seite soll es dabei in Rheinsberg
weniger gehen. Diesen Part will das Deutsche Tech-
nikmuseum Berlin übernehmen. Dorthin soll auch
die Blockwarte gebracht werden, die den Zehn-Mark-
Schein in der DDR zierte.

Ob und wann das aber passiert, das sei nach wie
vor offen. Denn das Museum in der Hauptstadt arbei-
te noch an seinen Erweiterungsplänen, genauso wie
die Rheinsberger an ihrem Konzept. Beide Projekte
haben gemeinsam, dass es wohl noch Jahre dauern
wird, bis sie die Geschichte des ältesten kommerzi-
ell genutzten DDR-Atomkraftwerks ins rechte Licht rü-
cken.

Das Buch ist für 10 Euro im Haus des Vereins Stadtge-
schichte Rheinsberg in der Seestraße 22 werktags von
8 bis 14 Uhr erhältlich. Die virtuelle Ausstellung ist zu
sehen unter: www.nuclear-landscapes.de.

Zitat-Text:

”Ich kann nicht das Schwarzeweißmachen, aber
ich kannmir das Für undWider genauer anschau-
en, statt alles nur zu verteufeln.” - Jörg Möller,
Chef des Vereins Stadtgeschichte Rheinsberg und
ehemaliger KKW-Mitarbeiter
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Moritz Koch, Annett Meiritz, Klaus Stratmann

Nord Stream schafft Fakten

Nord-Stream-2-Chef Matthias Warnig erwartet, dass die Ostseepipeline bereits im August fertigge-
stellt wird. Den Gegnern des Projekts läuft die Zeit davon.
Der lange Kampf um Nord Stream 2 geht in die letz-
te Phase. Am Montag empfängt Bundeskanzlerin An-
gela Merkel den ukrainischen Staatschef Wolodimir
Selenski, am Donnerstag besucht sie US-Präsident
Joe Biden im Weißen Haus. Während die Pipeline-
Diplomatie auf Hochtouren läuft, schafft die Nord
Stream 2 AG Fakten. ”Mittlerweile sind 98 Prozent der
Pipeline fertiggestellt”, sagt Nord-Stream-2-Chef Mat-
thias Warnig im Interview mit dem Handelsblatt. ”Wir
gehen davon aus, dass die Bauarbeiten Ende August
beendet sind.” Die Gasleitung werde bereits dieses
Jahr betriebsbereit sein.

Den Gegnern des Projekts läuft die Zeit davon. Doch
noch ist die Gefahr nicht gebannt, dass die Pipeline
auf den letzten Metern durch neue US-Sanktionen ge-
stoppt wird. ”Das Risiko ist hoch, das lässt sich nicht
vom Tisch wischen”, räumt Warnig ein. Insbesondere
die USA und die Ukraine sehen in Nord Stream 2 ein
Machtmittel des Kremls. US-Präsident Biden hat zwar
davon abgesehen, Sanktionen gegen Warnig und die
Nord Stream 2 AG in Kraft zu setzen. Er könnte diese
Entscheidung aber jederzeit revidieren.

Auch in der EU ist die Pipeline umstritten. ”Nord
Stream2belastetdieBeziehungenzuunserenVerbün-
deten”, sagte Manfred Weber, Fraktionschef der Euro-
päischen Volkspartei im EU-Parlament, demHandels-
blatt. ”Den Betreibernmuss klar sein, dass der Betrieb
der neuen Pipeline eine große Hypothek darstellt.”
Sollten sich die Beziehungen zu Russland verschlech-
tern, müsse ”ein Abnahme- und Betriebsstopp mög-
lich sein”.

Gegen alle politischen Widerstände hält die Bundes-
regierung an Nord Stream 2 fest. Allerdings ist Merkel
bereit, Zugeständnisse zu machen. Seit Wochen ver-
handeln die Regierungen der USA und Deutschlands.
In Berlin undWashington zeigtman sich vorsichtig op-
timistisch, dass eine Lösung gefunden werden kann.
Eifrig werden Papiere hin und her geschickt, in denen
Gemeinsamkeiten ausgelotet werden. Die Angebote
derDeutschenwerden inWashingtonals ”konstruktiv”

beschrieben. Doch die Verhandlungsdetails kennt nur
ein kleiner Kreis von Beamten.

Das Ziel ist es, dass Biden und Merkel am Donnerstag
eine Grundsatzeinigung verkünden können, die die
negativen geopolitischen Folgen der Pipeline mini-
miert. Das deutsche Konzept umfasst Überlegungen,
die Unterstützung für die Ukraine auszubauen. Kiew
befürchtet, dass Russland den landbasierten Gastran-
sit einstellt, sobald die neue Pipeline in Betrieb ist. Da-
mit würde die Ukraine mit den Transitgebühren eine
wichtige Einnahmequelle verlieren.

Deutschland könnte Kompensationszahlungen an-
bieten. Zudem prüft die Bundesregierung, wie sie die
Ukraine dabei unterstützen kann, langfristig vom Erd-
gastransit unabhängig zu werden. Eine Ideallösung
wäre es, die Ukraine in einenWasserstoff-Exporteur zu
verwandeln. Die Idee ist, dafür das bestehende Netz
von Pipelines und Gasspeichern in der Ukraine um-
zufunktionieren. Allerdings sind hohe Investitionen in
erneuerbare Energien erforderlich, damit der ukraini-
sche Wasserstoff klimaschonend produziert werden
kann. Dafür braucht Kiew Hilfe. Wahrscheinlich wird
der ukrainische Präsident Selenski am Montag die-
ses Thema ansprechen. Die EU treibt parallel eine
Rohstoff- und Batterie-Partnerschaft mit Kiew voran.
Kommissionsvize Maros Sefcovic reist dafür am Mon-
tag nach Kiew.

In Washington wird die Frage immer drängender, wie
lange Präsident Biden noch auf Sanktionen gegen
die am Pipelinebau Beteiligten verzichten kann. Bi-
den ist eine gute Beziehung zu Deutschland wichti-
ger als ein Stopp von Nord Stream 2. Doch der Präsi-
dent steht unter wachsendem Druck. Im Kongress ist
die Ablehnung von Nord Stream 2 Konsens. Das US-
Außenministerium betonte vor dem Merkel-Besuch,
die Biden-Regierung schließe neue Sanktionen nicht
aus. ImUmfeld desWeißen Hauses hieß es, man hoffe
auf Möglichkeiten, den Betrieb verzögern zu können.
Schließlichmüssten, bevor dasGas fließen kann, noch
Tests und Genehmigungen abgeschlossen werden.
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Ende vergangenen Jahres hatte der norwegische Zer-
tifizierungsspezialist Det Norske Veritas - Germani-
scher Lloyd (DNV-GL) die Zusammenarbeit mit der
Nord Stream 2 AGwegen der US-Sanktionsdrohungen
eingestellt. Nord-Stream-2-Chef Warnig betont, man
arbeite an Lösungen. ”Am Endewird eine Pipeline ste-
hen, die allen Genehmigungsanforderungen und in-
ternationalen Industriestandards gerecht wird”, sagte
er.

Insider berichten, die Nord Stream 2 AG habe Inge-
nieure und andere Experten, die zuvor für DNV-GL ge-
arbeitet hätten, nun direkt unter Vertrag genommen.
Das Unternehmen habe gute Chancen, auf diesem
Weg an eine Zertifizierung zu kommen. Eine Bestäti-

gung von der Nord Stream 2 AG gibt es dafür nicht.

Die Grünen fordern die Bundesregierung auf, die Not-
bremse zu ziehen. ”Nord Stream2 sollte gestopptwer-
den”, fordert die Grünen-Europapolitikerin Franziska
Brantner. ”Nicht Biden zuliebe, sondern weil es geo-
und klimapolitisch gerade jetzt das falsche Signal ist,
Putins Clique Milliarden zu überweisen. Damit würde
Deutschland einen Keil durch Europa treiben.” Moritz
Koch, Annett Meiritz, Klaus Stratmann

ZITATE FAKTENMEINUNGEN

”Nord Stream 2 belastet die Beziehungen zu un-
seren Verbündeten.” - Manfred Weber, Fraktions-
chef der EVP
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Pilotprojekt schürt Atomängste

In einem Salzstock, 18 Kilometer von Lüneburg entfernt, sollen Methoden für die Endlagersuche er-
probt werden
Salzhausen/Garstedt. Wird eine Region im Zusam-
menhang mit der Suche nach einem Atomendlager
mit einem Pilotprojekt versehen, ist die Aufregung
dort groß. Das war so, als in Gorleben Ende der
80er-Jahre eine Pilot-Konditionierungsanlage errich-
tet wurde. Das ist jetzt so in Garstedt, Luhdorf und
in der Samtgemeinde Salzhausen. Weil dort am Salz-
stock Bahlburg Kriterien für die Bewertung der Sicher-
heit von Salzstöcken entwickelt werden sollen. Nun ist
die Sorge im benachbarten Kreis groß, dass der Ein-
satz von Wissen und Geld unter Tage vor Ort den Salz-
stock Bahlburg, der in Luftlinie nur 18 Kilometer von
Lüneburg entfernt ist, auf der Liste möglicher Endla-
gerstandorte ganz nach vorne rutschen lässt.

Am 16. Juni erfuhren Vertreter des Landkreises Har-
burg bei einer digitalen Endlagerkonferenz eher am
Rande und auf Nachfrage, dass die Bundesgesell-
schaft für Endlager (BGE) den Salzstock Bahlburg zu
einemPilotprojekt für denWirtsgestein-Typ „stehende
Salzstrukturen“ ernennen will. In dem Salzstock, der
sich vonLuhdorf bis hinterGarstedt in 640bis 1500Me-
tern Tiefe über etwa zehn Quadratkilometer hinzieht,
soll erprobt werden, wie man die Sicherheit von Salz-
stöcken im Hinblick auf ihre Endlagerfähigkeit bewer-
ten kann (EJZ berichtete).

Das sorgt in der Region für Unmut. Landrat Rainer
Rempe (CDU), Winsens Bürgermeister André Wie-
se (CDU), Salzhausens Samtgemeindebürgermeister
Wolfgang Krause (parteilos) und dem örtlichen CDU-
Bundestagsabgeordneten Michael Grosse-Brömer
stoßen sowohl das Projekt als auch die mangelhaf-
te Kommunikation darüber auf. „Ein solches Vorge-
hen sorgt bei den Menschen vor Ort für Verunsiche-
rung und Misstrauen“, sagt Landrat Rempe. „Das ist
mehr als unglücklich gelaufen“, sagt Bürgermeister
Wiese. „Bei diesem sensiblen Thema wäre angezeigt
gewesen, den gewählten Bundestagsabgeordneten
zu informieren“, meint Grosse-Brömer, der die Frage
aufwirft, „warum eine solche Prüfung in Bahlburg und
nicht in Gorleben stattfinden soll?“ Dort seien Know-
how und Material vorhanden.

Die BGE reagierte auf die Kritik, wie Andres Wulfes,
Pressesprecher des Landkreises Harburg, mitteilte:
„In einem Telefonat vor der Kreistagssitzung hat sich
ein Behörden-Sprecher beim Landrat für die fehlende
Vorab-Information entschuldigt.“ Nun soll es nicht nur
einpersönlichesTreffen, sondernaucheine Infoveran-
staltung für Bürger geben. „Mir wurde gesagt, das sei
keine Entscheidung für Bahlburg als Endlager“, sagte
Rempe im Kreistag, „trotzdem ist die Kommunikation
außerordentlich unterirdisch.“

Dr. Bernd Redecker vom Lüneburger Aktionsbünd-
nis gegen Atom sieht keinen Grund für Aufregung:
„Das ist definitiv keine Vorfestlegung auf Bahlburg als
Endlager.“ Dass nun offiziell vier Modellregionen be-
nannt wurden – Bahlburg (Salzstock), Thüringer Be-
cken (flache Salzlager), Bayern/Baden-Württemberg
(Opalinuston), Sachsen bis Baden-Württemberg (Sa-
xothuringikum; kristallin) – diene der Methodenent-
wicklung. Das heiße laut BGE aber nicht, dass die
ausgewählten Gebiete besser oder schlechter für die
spätere Endlagerung geeignet seien. Mit der an den
Standorten entwickelten Methodik sollen dann auch
die übrigen Suchgebiete beleuchtet werden.

Eine transparente Offenlegung der Kriterien, nach de-
nen Bahlburg ausgewählt wurde, fordern alle Ent-
scheidungsträger vor Ort. Bei der ersten Ausschluss-
runde im September 2020 war der Salzstock Bahlburg
im Teilgebiet 34 insgesamt wie folgt bewertet wor-
den: „Die Anwendung der geowissenschaftlichen Ab-
wägungskriterien lässt daher eine günstige geologi-
sche Gesamtsituation für die sichere Endlagerung ra-
dioaktiver Abfälle erwarten.“ Und dies, obwohl der
Schutz durch das Deckgebirge nur als „bedingt güns-
tig“ eingestuft wurde.

Vor knapp vier Jahrzehntenwaren Geologen zu einem
diametral entgegengesetzten Urteil gekommen. 1982
war die Bundesanstalt für Geowissenschaften in Han-
nover beauftragt worden, mit Daten der Öl-Konzerne
die Eignung der niedersächsischen Salzstöcke für die
Endlagerung des strahlenden Mülls zu untersuchen.
Sie sollten nach Standorten mit einem mindestens
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200 Meter starken Deckgebirge suchen.

Bahlburg fiel imBericht ausdemJahr1983nochdurch
das Raster aufgrund der „geringen Größe der weni-
ger als 700 Meter unter Normalnull gelegenen Tei-
le der Salzstockoberfläche“. Damals galten Einlage-

rungssohlen, die tiefer als 1000 Meter liegen, als unge-
eignet, weil man annahm, dass es dort zu heiß werde.
Bei der aktuellen Suche werden aber auch Salzstöcke
bis 1 500 Meter unter der Erde untersucht. So wurde
Bahlburg pilotprojekt-geeignet.

ZURÜCK ZUM INHALT 10
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